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Seit Jahren werden zwischenstaatliche Investitionsabkommen abgeschlossen, die den 
Investoren im Konfliktfall Klagerechte vor einem privaten internationalen Schieds-
gericht einräumen. Die Zahl der Investorenklagen ist zuletzt stark angestiegen. Die 
staatlichen »Verstöße«, die in Investor-Staat-Verfahren geahndet werden, richten sich 
zunehmend auch gegen Gesetze, die demokratisch, im öffentlichen Interesse und im 
Einklang mit nationalem Recht verfasst worden sind.

Geltende Investitionsschutzregeln gefährden die öffentlichen Finanzen durch dro-
hende Schadenersatzklagen. Sie umgehen den Rechtsstaat mit ihrem privaten Pa-
rallelrecht für Konzerne und stellen einen Eingriff in die Regulierungsautonomie  
der Staaten dar. Sie unterminieren die Demokratie zugunsten privater Eigentums-
rechte ausländischer Investoren.

Mit der Debatte um das transatlantische Handelsabkommen TTIP ist die Ausein-
andersetzung um das globale Investitionsrecht in Europa angekommen. Die Euro-
päische Kommission hat die Verhandlungen über den Investitionsschutz zeitweilig 
ausgesetzt und eine öffentliche Konsultation zum Thema gestartet. Darin geht es  
jedoch nicht um die Frage, ob es den Investitionsschutz in einem EU-USA-Abkom-
men überhaupt braucht, sondern allein darum, wie er ausgestaltet sein soll.

Dennoch bietet die aktuelle Politisierung des Themas in der EU auch Chancen für 
einen Neuanfang in der Investitionspolitik ohne einseitige Konzernklagerechte und 
ohne Privateigentumsrechte, die über den verfassungsmäßig garantierten Eigen-
tumsschutz hinausgehen, aber mit verbindlichen Investorenpflichten, beispielsweise 
zur Einhaltung von Menschen- und Arbeitsrechten.
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Investitionsschutz am Scheideweg
TTIP und die Zukunft des globalen Investitionsrechts 
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Mit der Debatte um das transatlantische Handelsab-
kommen (Transatlantic Trade and Investment Partner-
ship, TTIP) ist die Auseinandersetzung um das globale 
Investitionsrecht in Europa angekommen. Insbesondere 
in Deutschland wächst die Kritik an dieser »Paralleljustiz 
im Namen des Geldes« (Pinzler et al. 2014) – bis hinein 
in Mainstream-Medien und das konservative Parteien- 
lager. Doch auch außerhalb Deutschlands entzündet 
sich der Widerstand gegen TTIP vor allem an den ge-
planten Sonderklagerechten für Konzerne.

Weltweit bestehen bereits zahlreiche internationale Ver-
träge, die diese Klagerechte enthalten. Sie ermöglichen 
ausländischen Investoren1, Staaten vor privaten inter-
nationalen Schiedsgerichten zu verklagen – und zwar 
aufgrund jeder Politik, die ihre Eigentumstitel und die 
geplanten Gewinne aus ihren Investitionen bedroht, 
sei es wegen Gesundheits- und Umweltschutzauflagen 
oder durch eine Sozial- und Wirtschaftspolitik, die ihre 
unternehmerischen Freiheiten beschränkt.

So verklagt der Energiekonzern Vattenfall derzeit Deutsch-
land, weil ihm der Atomausstieg nicht passt. In Australien 
und Uruguay geht Philip Morris gegen Anti-Tabak-Politi-
ken vor. Und der kanadische Öl- und Gaskonzern Lone 
Pine verklagt über eine US-Niederlassung seine eigene 
Regierung, weil die Provinz Quebec aufgrund von Um-
weltrisiken bei der Gasförderung ein Moratorium für die 
als Fracking bekannte Tiefenbohrtechnik erlassen hat.2 

Die Klagen werden nicht vor ordentlichen rechtsstaatli-
chen Gerichten verhandelt, sondern vor ad hoc einge-
setzten privaten internationalen Tribunalen. Diese setzen 
sich meist aus drei, von den Streitparteien ernannten 
Privatpersonen zusammen, die nach den Schiedsregeln 
agieren, die im jeweiligen Investitionsabkommen ge-
nannt sind. Sie haben die Macht, alle Maßnahmen in-
nerhalb eines Staates auf die Vereinbarkeit mit den 
weitreichenden Investorenrechten zu überprüfen – von 
Parlamenten verabschiedete Gesetze, Entscheidungen 
der Exekutive, Gerichtsurteile – und Staaten zu hohen 
Schadensersatzzahlungen zu verurteilen. Ihre Urteile 
sind bindend und können weltweit vollstreckt werden. 
Berufungsverfahren sind nicht vorgesehen.

1. Bei Worten wie »Investor« oder »Kunde« verwende ich dann keine 
geschlechtergerechte Formulierung (z. B. Investor_innen), wenn es sich 
i. d. R. nicht um Personen, sondern um Unternehmen handelt.

2. Siehe Box 1 (S. 7) für Beispiele laufender Klagen und Box 2 (S. 12) für 
Beispiele bereits entschiedener Klagen.

Kein ordentliches Gericht der Welt besitzt so viel 
Macht. Dabei verletzen die Schiedsgerichte wichtige 
rechtsstaatliche Grundsätze: Die Unabhängigkeit der 
Schiedsrichter_innen ist nicht gewährleistet. Sie tagen 
i. d. R. nichtöffentlich in irgendeinem Hotelzimmer in 
London, Paris oder New York. Ihre Urteile sind meist 
geheim. Zudem ist die Position der Streitparteien ex-
trem ungleich: Investoren haben nur Rechte und treten 
als Kläger auf, Staaten haben nur Pflichten und sind 
deshalb immer die Beklagten. Investorenpflichten (z. B. 
zur Einhaltung von Menschenrechten, der Rechte von 
Arbeitnehmer_innen oder Umweltstandards) sehen In-
vestitionsschutzverträge nicht vor.

Im Fall des transatlantischen Handelsabkommens ber-
gen die Sonderklagerechte für Konzerne unkalkulier-
bare Risiken. Schon heute kommt über die Hälfte der 
ausländischen Direktinvestitionen in den USA und in 
der EU von der jeweils anderen Seite des Atlantiks. Es 
gibt zigtausend Niederlassungen US-amerikanischer 
Konzerne in Europa und vice versa. Laut Recherchen 
der Organisation Public Citizen (2013) würden Inves-
tor-Staat-Klagerechte in einem EU-USA-Abkommen 
75.000 Unternehmen ermöglichen, entweder direkt 
oder über Filialen im Ausland die jeweils progressivere 
Gesetzgebung zum Gesundheits-, Umwelt- oder Ar-
beitsschutz anzugreifen – egal auf welcher Seite des 
Atlantiks.

Kein Wunder, dass der Leiter des Ressorts Innenpolitik 
der Süddeutschen Zeitung, Heribert Prantl, die geplan-
ten exklusiven Sonderklagerechte für Großinvestoren 
jüngst als einen »heimlichen Staatsstreich« bezeichnet 
hat: einen »der gefährlichsten Angriffe auf die demo-
kratischen Rechts- und Sozialstaaten, die es je gegeben 
hat« (Prantl 2014). Kein Wunder, dass sich der Wider-
stand gegen TTIP in der Ablehnung dieser »transatlan-
tischen Verfassung der Konzerne« (Eberhardt / Fuchs 
2013) einig ist.

Um den Kritiker_innen Wind aus den Segeln zu nehmen, 
hat die Europäische Kommission die Verhandlungen über 
den Investitionsschutz im TTIP vorerst ausgesetzt. Ende 
März 2014 wurde eine öffentliche Konsultation zum 
Thema gestartet, die bis Anfang Juli laufen wird (Euro-
päische Kommission 2014). Darin geht es allerdings nicht 
um die Frage, ob und warum es den Investitionsschutz in 
einem EU-USA-Abkommen überhaupt braucht, sondern 
allein darum, wie er ausgestaltet sein soll. Der Kommis-



PIA EBERHARDT  |  INVESTITIONSSCHUTZ AM SCHEIDEWEG

4

sion geht es also nicht um eine freie Diskussion mit of-
fenem Ausgang, sondern darum, ihre eigene Agenda zu 
verkaufen und auszufeilen.

Dennoch öffnet die Konsultation einen Raum für eine 
grundsätzlichere Debatte um globale Investitions-
schutzregeln. Ihr Ausgang wird nicht nur Folgen für 
das EU-USA-Abkommen haben, sondern auch für den 
globalen Kampf gegen die »Globalisierung der Kon-
zernherrschaft« (Mies / von Werlhof 2003): Gelingt es 
sozialen Bewegungen, Gewerkschaften, Umweltorgani-
sationen und anderen Kritiker_innen der Konzernklage-
rechte, diese aus dem TTIP herauszuhalten, stärkt das 
weltweit soziale Bewegungen und linke Regierungen, 
die versuchen, die Macht transnationaler Konzerne zu 
beschränken und aus einst geschlossenen neoliberalen 
Knebelverträgen auszubrechen. Gelingt es dagegen der 
EU, ihre »reformierten« Investorenrechte im TTIP zu ver-
ankern, wird dies dem global umkämpften Investitions-
schutz-Regime einen Legitimationsschub geben.

Zur Einordnung der Debatte wird im Folgenden zu-
nächst ein Überblick über die Entwicklung des inter-
nationalen Investitionsrechts gegeben. In einem zwei-
ten Schritt werden Problembereiche des Rechtsfeldes 
dargestellt und einige politökonomische Einordnungen 
vorgenommen. Drittens werden aktuelle Brüche im 
und Kämpfe um das Regime des internationalen Inves-
titionsrechts skizziert. Schließlich wird der Bogen zu-
rück zur aktuellen Auseinandersetzung innerhalb der 
EU gespannt: Mit wem verhandelt die EU aktuell über 
das Thema Investitionsschutz? Was ist von der Reform-
agenda der Kommission zu halten? Und welche Hand-
lungsoptionen in Richtung einer demokratischeren, so-
zial gerechteren und ökologischeren Investitionspolitik 
gibt es?

1. Die historische Entwicklung des 
internationalen Investitionsrechts

Ohne Auslandsinvestitionen gäbe es weder transnati-
onale Konzerne noch globale Produktionsketten. Sie 
bieten direkten Zugang zu Absatzmärkten, Technolo-
gien, billigen Rohstoffen und Arbeitskräften. Da sie ab 
einem gewissen Umfang die Produktions- und Gesell-
schaftsverhältnisse in den Empfängerstaaten maßgeb-
lich prägen, spielen sie eine wichtige Rolle für globale 
Herrschaftsverhältnisse.

Seit der Nachkriegszeit werden vermehrt zwischenstaat-
liche Abkommen abgeschlossen, die den Vertragspar-
teien bestimmte Verpflichtungen im Umgang mit Inves-
titionen und Investoren aus dem jeweils anderen Land 
auferlegen. Sie können beispielsweise festlegen, dass 
Staaten für Enteignungen bzw. »enteignungsgleiche« 
Maßnahmen umgehend Entschädigung zahlen müs-
sen, und Investoren im Konfliktfall direkte Klagerechte 
vor einem internationalen Tribunal einräumen. Weltweit 
existieren über 3.200 solcher Abkommen, der Großteil 
davon auf bilateraler Basis (Bilateral Investment Trea-
ties, BITs). Laut der UN-Organisation für Handel und 
Entwicklung (United Nations Conference on Trade and 
Development, UNCTAD) wurde in den letzten Jahren im 
Durchschnitt jede Woche ein neues Investitionsabkom-
men abgeschlossen (UNCTAD 2013: 4).

Anfangs handelte es sich fast ausschließlich um Nord-
Süd-Abkommen. In den 1950er und 60er Jahren woll-
ten kapitalexportierende Staaten damit ihre Investoren 
in den ehemaligen Kolonien schützen. In den Siebzigern 
waren die Abkommen Teil der Abwehr von Bestrebun-
gen nach veränderten Wirtschaftsbeziehungen, wie sie 
in der Erklärung zur Errichtung einer Neuen Weltwirt-
schaftsordnung ihren Ausdruck fanden. In den Neunzi-
ger Jahren kam es in Teilen des globalen Südens schließ-
lich zu einem regelrechten Investitionswettlauf, der zu 
einem explosionsartigen Anstieg von Investitionsabkom-
men führte. Begünstigt wurde dieser Wettlauf durch die 
Abhängigkeit von privaten Kapitalflüssen infolge der 
Schuldenkrise der 1980er Jahre, die zunehmend neoli-
berale Ausrichtung der Programme des Internationalen 
Währungsfonds (IWF) und der Weltbank sowie die Do-
minanz des Neoliberalismus in dieser Zeit. Entsprechend 
basieren die zentralen Vorkehrungen in Investitions-
abkommen auf der Idee vom »Reichtum-schaffenden 
Spiel« (Friedrich August von Hayek) privater Kapitalflüsse 
in einem gegenüber staatlichem Interventionismus und 
den Launen demokratischer Politik immunisierten freien 
Markt, der zu seiner Entfaltung jedoch starker, staatlich 
garantierter Eigentumsrechte bedarf.

Warum unterzeichnen Staaten Verträge, die ihre Sou-
veränität derart stark einschränken? Warum geben sie 
privaten Tribunalen die Macht, ihr Handeln zu überprü-
fen, Schadensersatz zu verordnen und staatliche Re-
gulierungen empfindlich einzuschränken? Die Antwort 
liegt in einer Mischung aus Interessen, Irrglauben und 
Ignoranz. Interessen deshalb, weil es im Interesse kapi-
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talexportierender Staaten liegt, »ihre« Unternehmen im 
Ausland zu schützen. Irrglaube deshalb, weil sich vor al-
lem Entwicklungsländer von den Verträgen größere aus-
ländische Investitionen versprochen haben. Bis heute ist 
aber umstritten, ob die Abkommen tatsächlich zu mehr 
Investitionen führen. Quantitative Studien kommen zu 
widersprüchlichen Ergebnissen. Und qualitative Studien 
deuten darauf hin, dass die Verträge für Investitionsent-
scheidungen von Unternehmen keine bzw. nur eine mar-
ginale Rolle spielen. Als die EU-Kommission (2010: 28) 
300 europäische Unternehmen dazu befragte, wusste 
die Hälfte nicht einmal, was ein Investitionsabkommen 
ist.3 Auch in der Praxis wurde das Investitionsverspre-
chen oft nicht erfüllt. Als Südafrika jüngst begann, bi-
laterale Investitionsabkommen (BITs) zu kündigen, er-
klärte ein Beamter: »Aus vielen Ländern, mit denen wir 
BITs abgeschlossen haben, kommen keine signifikanten 
Investitionsströme. Gleichzeitig bekommen wir Inves-
titionen aus Ländern, mit denen wir keine BITs haben. 
BITs sind für das Anziehen von Investitionen also nicht 
ausschlaggebend«4 (Raman 2012).

Neben dem Heilsversprechen von mehr Investitionen 
spielt die Ignoranz gegenüber den politischen und öko-
nomischen Risiken von Investitionsverträgen eine zen-
trale Rolle bei ihrer Unterzeichnung. In der Vergangen-
heit dauerten Verhandlungen oft nur ein paar Stunden, 
manchmal waren noch nicht einmal Jurist_innen ge-
schweige denn Justizministerien involviert. Das Einge-
ständnis eines früheren chilenischen Unterhändlers ist 
exemplarisch: »Wie die meisten Länder unterschrieben 
wir in den 1990er Jahren viele Verträge, ohne zu ver-
stehen, welche Verpflichtungen wir damit eingingen« 
(Poulsen 2013: 10). Die Risiken werden oft erst Jahre 
später klar, wenn der Staat verklagt wird.

Noch heute sitzt der globale Süden in Investor-Staat-
Verfahren am häufigsten auf der Anklagebank: Laut 
UNCTAD (2014: 7–  8) richteten sich etwa drei Vier-
tel aller Klagen, die bis Ende 2013 bekannt geworden  
waren, gegen Entwicklungs- und Schwellenländer; in 
der überwältigenden Mehrheit der Fälle – 85 Prozent – 
klagte ein Investor aus dem globalen Norden. Argenti- 
nien und Venezuela sind die Länder, die am häufigsten 
vor Investitionsschiedsgerichte gezerrt wurden. Aller-

3. Für einen Überblick der Literatur siehe Poulsen (2010).

4. Übersetzung durch die Autorin. Auch alle weiteren, im Original eng-
lischen Zitate wurden von der Autorin übersetzt.

dings müssen sich in Zeiten veränderter Kapitalströme 
auch Industrieländer immer häufiger dort behaupten: 
Tschechien ist mittlerweile der am dritthäufigsten ver-
klagte Staat, Kanada steht an sechster Stelle; und fast 
die Hälfte aller 2013 neu eingereichten Investor-Staat-
Verfahren richten sich gegen Industrieländer – die meis-
ten davon EU-Mitgliedstaaten (ebd.: 1). Dieser Trend 
dürfte anhalten – auch aufgrund einer wachsenden Zahl 
von Nord-Nord-Investitions- bzw. Freihandelsabkom-
men mit Investitionsschutzkapiteln wie dem geplanten 
Abkommen zwischen der EU und den USA.

Die staatlichen »Verstöße«, die in Investor-Staat-Verfah-
ren geahndet werden, wurden in den letzten zwei Jahr-
zehnten sukzessive ausgeweitet. Während ursprünglich 
willkürliche Enteignungen und die Diskriminierung aus-
ländischer Investoren Anlass zu Klagen boten, richten sie 
sich zunehmend gegen Gesetze, die demokratisch, im 
öffentlichen Interesse und im Einklang mit nationalem 
Recht verfasst worden sind.

Dass diese Klagen Aussicht auf Erfolg haben, liegt am 
schwammig formulierten, aber weitreichenden Eigen-
tumsschutz, der Investoren im internationalen Investi-
tionsrecht garantiert wird (Krajewski 2013; Hoffmann 
2013). Einige Tribunale interpretieren beispielsweise den 
Standard der »fairen und gerechten Behandlung« so, 
dass Behörden von der lokalen bis zur nationalen Ebene 
immer völlig transparent und ohne Widersprüche zu 
handeln hätten und die »legitimen Erwartungen« eines 
Investors bezüglich des regulatorischen Umfelds seiner 
Investition nicht enttäuschen dürften (Bernasconi-Oster-
walder / Liu 2013). Und während der Schutz vor »indirek-
ter Enteignung« in den meisten nationalen Verfassungen 
so nicht zu finden ist, garantiert dieses Recht, in Inves-
titionsabkommen verankert, ausländischen Investoren 
Entschädigung, wenn ihr Eigentum durch Regulierungen 
an Wert verliert. So lässt sich ein Fracking-Moratorium 
ebenso angreifen wie der Atomausstieg (siehe Box 1).

Mehrere Faktoren haben in den letzten Jahren das 
staatliche Risiko, verklagt zu werden, erheblich erhöht: 
Erstens sind Investor-Staat-Klagen in der Unternehmens-
welt bekannter geworden. Entsprechend explodierte die 
Zahl der Klagen – von einem Dutzend Mitte der 1990er 
Jahre auf 568 bekannte Klagen Ende 2013 (UNCTAD 
2014: 1). Die Dunkelziffer dürfte aufgrund der Intrans-
parenz des Systems noch um einiges höher liegen. Und 
die Tendenz ist steigend. Allein im Jahr 2013 kamen laut 
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UNCTAD (ebd.) 57 neue Verfahren dazu – nur eines  
weniger als im Jahr zuvor, dem Rekordjahr bei den neu 
eingeleiteten Verfahren.

Diese Klagewelle hat die Investitionsschiedsgerichtsbar-
keit zu einem lukrativen Geschäftsfeld für die Rechtsbran-
che gemacht (Corporate Europe Observatory / Transna-
tional Institute 2012). Auch dadurch wird das Klagerisiko 
erhöht: Bei Stundenlöhnen von bis zu 1.000 US-Dollar 
für Anwält_innen in Investor-Staat-Verfahren wundert es 
nicht, dass Kanzleien ihre multinationale Klientel konti-
nuierlich zu Klagen ermuntern – zum Beispiel wenn Staa-
ten Maßnahmen zur Bekämpfung von Wirtschaftskrisen 
ergreifen. Die kommerziellen Schiedsrichter_innen, die 
umso mehr verdienen, je mehr Prozesse es gibt, neigen 
dazu, das schwammige Investitionsrecht breit und damit 
zugunsten des Investors auszulegen – was die Chancen 
von zukünftigen Klagen erhöht (siehe 2.3). Schließlich re-
duzieren Anwaltsfirmen und Hedgefonds das finanzielle 
Risiko aufseiten der Kläger, da sie die »Prozessfinanzie-
rung« als Geschäft betreiben und die Rechtskosten in 
Investor-Staat-Klagen übernehmen, um später Teile der 
Entschädigung an den Investor zu kassieren.

Eine dritte Entwicklung, die das Klagerisiko in den letzten 
Jahren erhöht hat, ist der Trend zur »Investitionsstruk-
turierung« bzw. zum sogenannten »Treaty Shopping« 
mittels eines dichten Netzes von teilweise eigens dafür 
geschaffenen ausländischen Tochterfirmen. So kann ein 
Investor A eine Investition in Land B beispielsweise über 
eine Tochtergesellschaft in Land C abwickeln, wenn zwi-
schen Land B und C ein besonders investorenfreundliches 
Abkommen besteht – und dann auf Basis dieses Abkom-
mens gegen Land B klagen. Das Ergebnis dieser Investi-
tionsstrukturierung sind Klagen wie die des kanadischen 
Konzerns Lone Pine, der sein Heimatland Kanada über 
eine Briefkastenfirma in den USA verklagt (siehe Box 1).

2. Problembereiche des 
internationalen Investitionsrechts

Im Folgenden werden vier Problembereiche des Inves-
titionsrechts bzw. der -schiedsgerichtsbarkeit unter-
schieden: a) die Gefahren für öffentliche Haushalte und 
Steuerzahler_innen, b) Risiken für die Regulierungsauto-
nomie des Staates, c) rechtsstaatliche Probleme im Kon-
text der Privatisierung von Recht, und d) die Unterwan-
derung der Demokratie.

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

2.1 Gefährdung der öffentlichen Finanzen

Die Gefahren von Investor-Staat-Klagen für öffentliche 
Haushalte und Steuerzahler_innen liegen auf der Hand: 
sie können Entschädigungszahlungen in Milliardenhöhe 
nach sich ziehen. Die Kosten für die Staaten steigen da-
bei immer höher: 2012 verpflichtete ein Schiedsgericht 
Ecuador zu einer historisch bislang einzigartigen Scha-
densersatzsumme von 2,4 Mrd. US-Dollar (inklusive Zin-
sen und Verfahrenskosten). Das sind knapp 3 Prozent 
des Bruttoinlandsprodukts des Landes und entspricht 
den jährlichen staatlichen Gesundheitsausgaben für sie-
ben Millionen Ecuadorianer_innen (Public Citizen 2012a). 
Geklagt – und Recht bekommen – hatte der US-Konzern 
Occidental, weil das Land die Ölförderverträge mit dem 
Unternehmen einseitig aufgekündigt hatte.

Allein die Rechtskosten für Investor-Staat-Klagen kön-
nen die öffentlichen Haushalte schröpfen. Laut OECD 
(2012: 19) betragen sie im Durchschnitt 8 Mio. US-Dol-
lar pro Verfahren, können jedoch auch deutlich höher 
liegen. Medienberichten zufolge hat die philippinische 
Regierung für die Verteidigung gegen zwei Klagen des 
Flughafenbetreibers Fraport 58 Mio. US-Dollar ausgege-
ben – Geld, mit dem sie 12.500 Lehrer_innen entlohnen 
oder gleich zwei neue Flughäfen hätte bauen können 
(Olivet 2011: 4). Da die Schiedsgerichte bisher dazu  

Investor-Staat-Klageflut: Gesamtzahl der Fälle

Quelle: UNCTAD, Down to Earth
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Konzerne gegen Gesundheitsschutz – Philip Morris vs. Uru-
guay und Australien: Seit 2010 klagt Philip Morris gegen Uruguay, 
seit 2011 gegen Australien. Beide Klagen richten sich gegen Ein-
heitsverpackungen für Zigaretten bzw. Gesundheitswarnungen, die 
den Tabakkonsum zurückdrängen sollen. Die Klage gegen Australien 
läuft über eine Hongkonger Niederlassung – auf Basis des Investiti-
onsschutzabkommens zwischen Hong Kong und Australien. Gegen 
Uruguay klagt Philip Morris International mit Sitz in der Schweiz – auf 
Basis des Schweiz-Uruguay-Abkommens. Von Uruguay möchte der 
Tabakkonzern 2 Mrd. US-Dollar Entschädigung – etwa 4 Prozent des 
Bruttoinlandsprodukts des Landes. Die von Australien geforderte 
Schadensersatzsumme ist unbekannt. In beiden Fällen fordert Philip 
Morris zudem, die Anti-Tabak-Gesetze auszusetzen. (Martin 2013)

Konzerne gegen den Atomausstieg – Vattenfall vs. Deutsch-
land (II): Seit 2012 verklagt der schwedische Energiekonzern Vat-
tenfall die Bundesregierung auf Basis der Investitionsschutzregeln 
im multilateralen Energiecharta-Vertrag. Vattenfall will über 3,7 
Mrd. Euro Entschädigung für die Abschaltung der Atomkraftwerke 
Krümmel und Brunsbüttel im Zuge des deutschen Atomausstiegs 
nach der Katastrophe von Fukushima. Beide störanfälligen Meiler 
standen schon still als der Bundestag das Gesetz zum Atomausstieg 
beschloss. Es ist bereits die zweite Vattenfall-Klage gegen Deutsch-
land (siehe Box 2). (Bernasconi-Osterwalder / Hoffmann 2012)

Konzerne gegen Umweltschutz – Lone Pine vs. Kanada: Der 
Öl- und Gaskonzern Lone Pine verklagt seit 2012 Kanada auf 250 
Mio. Kanadische Dollar Schadensersatz, weil die Provinz Quebec 
wegen möglicher Umweltschäden beim Fracking ein Moratorium für 
die umstrittene Tiefenbohrtechnik erlassen hat und in diesem Kon-
text einzelne Bohrlizenzen widerrief. Lone Pine hat seinen Hauptsitz 
in Kanada, verklagt den Staat aber über eine Briefkastenfirma in 
der US-amerikanischen Steueroase Delaware auf Basis des Investiti-
onsschutzes im nordamerikanischen Freihandelsabkommen NAFTA 
zwischen den USA, Kanada und Mexiko. (Attac et al. 2014: 7)

Konzerne gegen Wasserschutz – Pacific Rim vs. El Salvador: 
Seit 2009 klagt der Bergbau-Konzern Pacific Rim auf Basis der In-
vestitionsschutzregeln im CAFTA-Freihandelsabkommen zwischen 
den USA und mehreren zentralamerikanischen Staaten gegen ein 
Bergbaumoratorium in El Salvador. Das Moratorium wurde infolge 
massiver Proteste der Bevölkerung gegen Umweltzerstörung und 
Wasserverschmutzung durch den Bergbau verhängt. Weil Pacific 
Rim seine geplante Goldmine »El Dorado« deshalb nicht eröffnen 
kann, will der Konzern 301 Mio. US-Dollar Entschädigung für die 
Vereitelung der erwarteten Gewinne, also über 1 Prozent des Brut-
toinlandsprodukts des Landes. Pacific Rim hat seinen Hauptsitz in 
Kanada (das nicht Vertragspartei des CAFTA ist) und klagt über eine 
Tochtergesellschaft im US-Bundesstaat Nevada.5

Konzerne gegen Entschädigung für Umweltverbrechen – 
Chevron vs. Ecuador. Seit 2009 verklagt der US-Ölmulti Chevron 
Ecuador auf Basis des USA-Ecuador-Investitionsabkommens, weil 
er wegen massiver Umweltverschmutzung von ecuadorianischen 
Gerichten zu 9,5 Mrd. US-Dollar Entschädigung an indigene Ge-
meinden verurteilt worden war – laut Chevron zu Unrecht. Bisher 
hat sich das Drei-Mann-Tribunal, das über den Fall entscheidet, auf 
die Seite des Konzerns geschlagen und die Regierung von Ecuador 
aufgefordert, das Urteil nicht zu vollstrecken. Dass Ecuador dies mit  
Verweis auf die Gewaltenteilung in seiner Verfassung verweigert 

 
 
 
hat, wird von Chevron jetzt als Verletzung des Standards der »fairen 
und gerechten Verhandlung« im Investitionsrecht ausgelegt – wo-
für Chevron seinerseits Entschädigung fordert.6

Konzerne gegen den Schuldenschnitt – Poštová Banka & 
Istrokapital vs. Griechenland: Seit 2013 verklagen die slowaki-
sche Poštová Banka und ihr zypriotischer Aktionär Istrokapital Grie-
chenland wegen des Schuldenschnitts des Landes. Poštová Banka 
hatte 2010 griechische Staatsanleihen zum Spottpreis gekauft. Als 
Griechenland zwei Jahre später mit seinen Gläubigern über die 
Reduzierung der Schulden verhandelte, widersetzte sich die Bank 
dem Schuldenschnitt. Rechtsgrundlage sind bilaterale Investitions-
abkommen zwischen Griechenland und der Slowakei bzw. Zypern. 
Die geforderte Schadensersatzsumme ist nicht bekannt. (Corporate 
Europe Observatory / Transnational Institute 2014: Kapitel 3).

Konzerne gegen Mindestlohn – Veolia vs. Ägypten: Seit 2012 
verklagt das französische Versorgungsunternehmen Veolia Ägypten 
auf Basis des bilateralen Investitionsabkommens zwischen Frank-
reich und Ägypten wegen angeblicher Verletzung eines Vertrags 
zur Müllentsorgung in der Stadt Alexandria. Die Stadt hatte Ver-
änderungen des Vertrags verweigert, mit denen Veolia höheren 
Kosten begegnen wollte – unter anderem aufgrund der Einführung 
eines Mindestlohns. Auch der massenhafte Diebstahl von Müll-
eimern durch die lokale Bevölkerung wurde laut Veolia nicht von 
der örtlichen Polizei verhindert. Laut Medienberichten will Veolia  
82 Mio. Euro Entschädigung. (Karadelis 2012)

Konzerne gegen den Arabischen Frühling – Indorama vs. Ägyp-
ten: Seit 2011 verklagt der indonesische Textilkonzern Indorama 
Ägypten, weil ein ägyptisches Gericht die Re-Nationalisierung einer 
Textil-Fabrik angeordnet hatte, die unter dem Mubarak-Regime priva-
tisiert worden war – laut Gericht nicht rechtmäßig. Vorausgegangen 
waren dem Urteil ein Streik und Besetzungen von Textilarbeiter_in-
nen, die die Wiederverstaatlichung des Unternehmens sowie bessere 
Arbeitsbedingungen und Löhne gefordert hatten. (Perry 2011)

Konzerne gegen Patentrecht – Eli Lilly vs. Kanada: Der größte 
US-Pharmakonzern Eli Lilly geht seit 2013 auf Basis des Investoren-
schutzes im NAFTA-Abkommen gegen Kanadas Patentrecht vor, weil 
kanadische Gerichte zwei seiner Patente auf Medikamente für nich-
tig erklärt hatten. Die Patente für Strattera zur Behandlung von ADHS 
und Zyprexa zur Behandlung von Schizophrenie waren aberkannt 
worden, weil der versprochene Nutzen in einer kurzen Testphase mit 
wenigen Proband_innen nicht ausreichend belegt worden war. Eli  
Lilly möchte 500 Mio. US-Dollar Entschädigung und attackiert zu-
dem das kanadische Patentrecht, nach dem ein Patent nur erteilt 
wird, wenn der versprochene Nutzen einer Erfindung zum Zeitpunkt 
des Patentantrags ausreichend belegt werden kann. (Trew 2013)

Konzerne gegen Umweltschutz – Renco vs. Peru: Weil der 
Bergbau-Konzern Doe Run die zugesicherten Umweltschutzmaß-
nahmen an einer Metallschmelze in der peruanischen Andenstadt 
La Oroya nicht erfüllt hatte, beendete die Regierung seine Betriebs-
erlaubnis. Der Konzern klagt deshalb auf Basis des bilateralen USA-
Peru-Freihandelsabkommens seit 2011 über seine US-Mutter, die 
Renco Gruppe, auf 800 Mio. US-Dollar Schadensersatz. Umweltor-
ganisationen haben La Oroya mehrfach zu einem der verschmutz-
testen Orte der Welt erklärt. Kinder weisen dort viel zu hohe Blei-, 
Kadmium- und Arsenwerte im Blut auf. (Public Citizen 2012)

 

Box 1: Beispiele für laufende Investor-Staat-Klagen

5

5. Für aktuelle Informationen zum Verfahren siehe Mining Watch Canada 
Mines Alert: http://www.miningwatch.ca/categories/company-country-
issue/company/pacific-rim.

6

 

6. Siehe die Kampagne der ecuadorianischen Regierung »Die schmutzige 
Hand von Chevron«: http://apoya-al-ecuador.com/de/chevron-gegen-den-
ecuadorianischen-staat/.
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neigen, die Parteien ihre eigenen Rechtskosten tragen 
zu lassen, kann ein Staat auf diesen Kosten auch dann 
sitzen bleiben, wenn er ein Verfahren nicht verliert. Die 
Europäische Kommission möchte dies allerdings ändern 
und festlegen, dass die unterlegene Partei die Rechts-
kosten alleine zu tragen hat. Für Prozess- und Mandats-
kosten zur Verteidigung gegen die laufende Vattenfall-
Klage hat die deutsche Bundesregierung übrigens 6,5 
Mio. Euro eingeplant: Knapp 700.000 wurden laut einer 
Fragestunde im Bundestag bereits ausgegeben; 2,2 Mio. 
Euro sind im Haushalt 2014 eingeplant, 2 Mio. für 2015 
und 1,6 Mio. für 2016 (Deutscher Bundestag 2014: 32).

2.2 Eingriff in die Regulierungs- 
autonomie des Staates

Ein zweiter Problembereich liegt im Druck, den Investiti-
onsabkommen und Investor-Staat-Klagen auf staatliche 
Regulierungen ausüben. Manchmal genügt allein die 
Androhung einer Klage, um geplante Gesetze abzuwür-
gen oder zu verwässern – »regulatory chill« heißt das 
im Fachjargon. Fünf Jahre nach Inkrafttreten des Frei-
handelsabkommens zwischen Mexiko, Kanada und den 
USA beschrieb ein kanadischer Regierungsbeamter das 
Phänomen folgendermaßen: »Bei beinahe jeder neuen 
umweltpolitischen Maßnahme gab es von Kanzleien aus 
New York und Washington Briefe an die kanadische Re-
gierung. Da ging es um chemische Reinigung, Medika-
mente, Pestizide, Patentrecht. Nahezu jede neue Initiative 
wurde ins Visier genommen und die meisten haben nie 
das Licht der Welt erblickt« (zitiert nach Greider 2001).

Tatsächlich scheinen Unternehmen internationales In-
vestitionsrecht heute mehr als Waffe bzw. »Präventiv-
schlag« in politischen Auseinandersetzungen um Regu- 
lierungen zu nutzen, denn als Schutzschild gegen staat-
liche »Übergriffe«.7 So verschwanden in Kanada zwei-
mal Anti-Tabak-Gesetze in der Schublade, nachdem 
die Tabakindustrie mit NAFTA-Klagen gedroht hatte. In 
Indonesien wurden Unternehmen von einem Bergbau-
Verbot im Regenwald ausgenommen, nachdem sie 
gedroht hatten, den Staat deshalb vor einem Schieds-
gericht zu verklagen.8 Auch Vattenfall hat im Rahmen 

7. Zachary Douglas, damals noch an der Universität Cambridge und 
heute Anwalt der Kanzlei Matrix Chambers, erwähnte diesen Trend 
auf der Konferenz 50 Years of Bilateral Investment Treaties in Frankfurt, 
1.–  3.12.2009.

8. Zu diesen und weiteren Fällen siehe Tienhaara (2011).

einer Einigung bei seiner ersten Investitionsklage gegen 
Deutschland die Verwässerung einer Umweltauflage für 
das umstrittene Kohlekraftwerk im Hamburger Stadtteil 
Moorburg erreicht (siehe Box 2). Und die neuseeländi-
sche Regierung hat angekündigt, dass sie mit der Umset-
zung ihrer Anti-Tabak-Gesetze bis zu einer Entscheidung 
in der Klage von Philip Morris gegen Australien warten 
wird (siehe Box 1).9 Selbst wenn der Tabakkonzern diese 
Klage verliert, hat sie dennoch den gewünschten Effekt 
erzielt: Gesetze zur Einschränkung des Tabakkonsums 
in anderen Teilen der Welt zumindest um einige Jahre 
zu verzögern. Die Gewinne von Philip Morris sprudeln 
in dieser Zeit weiter – und die gesamtgesellschaftlichen 
Kosten aufgrund von Ausgaben im Gesundheitssektor 
steigen.

Neben der Abschwächung, Verhinderung und Verzöge-
rung von Regulierungen können Investor-Staat-Klagen 
dazu führen, dass Gewinneinbußen einzelner Unterneh-
men infolge politischer Reformen sozialisiert werden – 
selbst wenn die Regulierungen zum Schutz des Gemein-
wohls notwendig sind. Laut dem US-amerikanischen 
Autor William Greider (2001) ist genau das die Funktion 
der Investorenrechte in Abkommen wie dem nordame-
rikanischen Freihandelsabkommen NAFTA: Sie sind Teil 
einer »langfristigen, von der Kapitalseite gut durchdach-
ten Strategie« zur Neudefinition von »staatlicher Regu-
lierung als Wegnahme von Besitz, die Entschädigung 
erfordert«. Anders formuliert: Wer reguliert, soll zahlen.

Für dieses »neue internationale Supergrundrecht auf 
ungestörte Investitionsausübung« (Prantl 2014) ist der 
in Investitionsabkommen übliche Schutz vor »indirek-
ter« Enteignung bzw. »enteignungsgleichen Eingriffen« 
zentral, also der Schutz vor Maßnahmen, die, so wird 
argumentiert, wirtschaftlich einen ähnlichen Effekt ha-
ben wie die Wegnahme von Eigentum. Die Folgen die-
ser Doktrin zum Schutz vor indirekter Enteignung sind 
laut Greider weitreichend – und gewollt: »Da jede neue 
Regulierung einen gewissen wirtschaftlichen Effekt auf 
Privateigentum haben wird, ist diese Doktrin ein Rezept, 
um modernes Regierungshandeln einzuschränken und 
den regulierenden Staat kaputt zu machen – um den 
lang erkämpften Schutz sozialer Wohlfahrt, ökonomi-
scher Gerechtigkeit, ökologischer Werte und individuel-
ler Freiheiten zu unterwandern. Die rechten Befürworter 

9. Turia, Turiana: »Government moves forward with plain packaging of to-
bacco products«, 19. Februar 2013; http://www.beehive.govt.nz/release/
government-moves-forward-plain-packaging-tobacco-products.

www.beehive.govt.nz/release/government-moves-forward-plain-packaging-tobacco-products
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des Systems geben offen zu, dass es darum geht – das 
Primat des Privateigentums über allgemeinere gesell-
schaftliche Anforderungen herzustellen« (Greider 2001).

Die Palette politischer Maßnahmen, die über eine Dok-
trin wie dem Schutz vor indirekter Enteignung angegrif-
fen werden können, ist von zwei Anwälten der Kanzlei 
Luther anschaulich beschrieben worden – übrigens in 
einer von der früheren deutschen Bundesregierung 
herausgegebenen Broschüre mit dem alarmierenden 
Titel Hilfe, ich werde enteignet!. Darin heißt es: »Die 
mögliche Vielfalt schädlichen staatlichen Handels ist 
praktisch unbegrenzt« und könne in seiner Gesamt-
heit durchaus einer Enteignung gleichkommen. Der 
Staat könne beispielsweise neue Steuern einführen, die 
die Fortführung eines Geschäfts wirtschaftlich sinnlos 
machen, Umweltgesetze erlassen, durch die bisher 
gefertigte Produkte verboten werden oder staatlich 
regulierte Tarife senken, etwa im Strom-, Gas- oder 
Telekommunikationssektor oder bei Mautstraßen, und 
damit die Finanzierung eines Projekts zerstören (Ger-
many Trade and Invest 2011: 5).

2.3 Umgehung des Rechtsstaates

Bei der Investitionsschiedsgerichtsbarkeit handelt es sich 
um ein privatisiertes Rechtssystem, das den Schieds-
verfahren zur Lösung von Streitigkeiten zwischen zwei 
Unternehmen entlehnt wurde. Diese »Schattenjustiz im 
Nobelhotel« (Henrich et al. 2013) ist völlig ungeeignet 
für die Überprüfung sämtlicher staatlicher Regulierungs-
instrumente und Urteile über Kompensationszahlungen 
in Millionen- bzw. Milliardenhöhe, für die letztendlich 
die Steuerzahler_innen aufkommen müssen.

Zur Erinnerung: Kein ordentliches Gericht der Welt hat 
so viel Macht wie die privaten Tribunale, die über Inves-
tor-Staat-Klagen entscheiden. Dies hat einer der Schieds-
richter_innen anschaulich beschrieben: »Wenn ich 
nachts aufwache und über Schiedsverfahren nachdenke, 
bin ich immer wieder überrascht, dass souveräne Staaten 
sich auf die Investitionsschiedsgerichtsbarkeit eingelas-
sen haben. Drei Privatpersonen haben die Befugnis, und 
zwar ohne jegliche Einschränkung und Revisionsverfah-
ren, alle Aktionen einer Regierung, alle Entscheidungen 
der Gerichte, alle Gesetze und Verordnungen des Par-
laments zu überprüfen« (zitiert nach Corporate Europe 
Observatory / Transnational Institute 2012: 34).

Die »rechtsstaatliche Perversion« (Prantl 2014) der pri-
vaten Schiedsgerichtsbarkeit zeigt sich am Bruch mit 
zentralen rechtsstaatlichen Grundsätzen: der Gleichheit 
vor dem Gesetz 10, der Transparenz der Verfahren 11 und 
des rechtlichen Gehörs 12. Zudem handelt es sich um 
ein einseitiges Parallelrecht, in dem nur Investoren kla-
gen können, und nicht etwa der Staat, wenn Investo-
ren beispielsweise Menschenrechte missachten oder die 
Umwelt verschmutzen. Investoren werden schlicht keine 
Pflichten auferlegt.

In diesem asymmetrischen Rechtssystem wird beson-
ders der Bruch des Prinzips der Unabhängigkeit der Jus-
tiz zum Problem. Denn entschieden werden die Klagen 
nicht von ordentlichen Gerichten mit unabsetzbaren 
Richter_innen, die im Falle von »unliebsamen« Urteilen 
nicht ihr Amt verlieren. Vor solch einem ordentlichen 
Gericht würde im Voraus bzw. zufällig festgelegt, wel-
che Richter_innen welche Fälle erhielten. Ihr Gehalt wäre 
unabhängig von ihrem Urteil und der Anzahl der Fälle 
sicher. All das sind wichtige institutionelle Garanten für 
die richterliche Unabhängigkeit.

Investor-Staat-Klagen werden dagegen von ad hoc ein-
berufenen Tribunalen aus meist drei Privatpersonen ent-
schieden, die von den Streitparteien ernannt und mit 
Stunden- bzw. Tageshonoraren pro Verfahren entlohnt 
werden. Bei der meistgenutzten Institution für Investo-
ren-Klagen, dem Washingtoner International Centre for 
Settlement of Investment Disputes (ICSID), verdienen sie 
3.000 US-Dollar am Tag (ICSID 2013: 1). Dabei werden 
überwiegend die immer gleichen Schiedsrichter_innen 
ernannt. Insider nennen sie den »Club« oder auch die 
»innere Mafia« (zitiert nach Corporate Europe Observa-
tory / Transnational Institute 2012: 36, 38). Gerade ein-
mal 15 von ihnen haben 55 Prozent der bis Ende 2011 
bekannten Investoren-Klagen entschieden (ebd.: 38).

Dies weist auf einen handfesten Interessenkonflikt 
hin: Mehr Klagen bringen diesen »unternehmerischen 
Schiedsrichter_innen« (Menon 2012: 15) in Zukunft 
mehr Nominierungen und Einkommen. In einem asym-
metrischen Rechtssystem, in dem nur eine Seite klagen 

10. Privatgerichte gibt es nur für »ausländische« Investoren; »normale« Unter-
nehmen und Menschen müssen mit »normalen« Gerichten vorlieb nehmen.

11. Wie auch die Schiedssprüche sind sie meist geheim. 

12. Betroffene dritte Parteien wie eine Kommune, gegen deren Entschei-
dung geklagt wird, haben kein Recht auf Information, Äußerung und 
Berücksichtigung.
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kann (der Investor), ist das ein starker Anreiz, das System 
durch investorenfreundliche Urteile und Rechtsinter-
pretationen klagefreundlich zu halten. Eine empirische 
Untersuchung von 140 Investitionsschutz-Klagen hat 
gezeigt, dass die Schiedsrichter_innen tatsächlich dazu 
neigen, bestimmte Klauseln breit und damit zugunsten 
des Investors auszulegen (van Harten 2012). Ein Beispiel 
für eine investorenfreundliche Auslegung des Begriffs 
»ausländischer Investor« ist beispielsweise, ein zu 98 
Prozent ukrainisches Unternehmen als litauischen Inves-
tor anzuerkennen und eine Investor-Staat-Klage gegen 
die Ukraine auf Basis ihres Investitionsschutzabkommens 
mit Litauen zuzulassen.13

Die fehlende Unabhängigkeit und Neigung zu investo-
renfreundlichen Rechtsinterpretationen zeigt, dass es 
mit der angeblichen Neutralität der privaten Schieds-
gerichtsbarkeit, die von ihren Verfechter_innen immer 
wieder ins Feld geführt wird, nicht weit her ist. Schieds-
gerichte sind eben nicht »gerechter«, wie die Frankfurter 
Allgemeine Zeitung kürzlich titelte – übrigens aus der  
Feder einer früheren Investitionsschutz-Anwältin (Bub-
rowski 2014). Der inhärente Bias der Schiedsgerichtsbar-
keit macht auch deutlich, dass es ein »mit leichten Re-
formen zu einem besseren System« (Griebel 2014) nicht 
geben wird, solange die Rechtsauslegung einer privaten 
Justizmaschinerie mit einem finanziellen und Karriere-
interesse überlassen wird (siehe Punkt 4).

2.4 Unterwanderung der Demokratie

Letztendlich geht es beim Investitionsrecht darum, 
gegenhegemoniale Kräfte und die Demokratie einzu-
hegen. Ein Zitat zweier Mitarbeiter von Milbank (No-
lan / Baldwin 2012: 49), einer der führenden Kanzleien 
im internationalen Investitionsrecht, macht dies deut-
lich: »Unerwünschte Maßnahmen von Regierungen gibt 
es nicht nur im Rahmen von autokratischer Herrschaft. 
Der Populismus, den Demokratien mit sich bringen 
können, ist oft Katalysator für solche Aktionen.« Kein 
Wunder, dass Länder wie Argentinien und Ecuador, die 
nach heftigen gesellschaftlichen Auseinandersetzun-
gen Privatisierungen zurückgenommen und Unterneh-
men verstaatlicht haben, zu den Ländern gehören, die 
am häufigsten vor Investitionsschiedsgerichten verklagt 
wurden.

13. So geschehen in Tokios Tokeles vs. Ukraine (ICSID Case No. ARB/02/18).

Zur kritischen Analyse des internationalen Investitions-
rechts eignet sich das maßgeblich von Stephen Gill ge-
prägte Forschungsprogramm zum »neuen Konstitutio-
nalismus«. Es untersucht politisch-juridische Strukturen, 
welche den Neoliberalismus und bestehende Eigen-
tumsverhältnisse durch die Einschränkung staatlicher In-
terventions- und demokratischer Kontrollmöglichkeiten 
quasi konstitutionell absichern. Dabei wird das Politische 
neu definiert – zum Beispiel wenn Investitionspolitiken 
durch die Festschreibung ökonomischer Prinzipien in 
Investitionsabkommen entpolitisiert und der demokra-
tischen Kontrolle entzogen werden.

Beschnitten wird die Demokratie zudem durch die Ver-
absolutierung privater Eigentumsrechte und die Privile-
gierung ausländischer Investoren. Nur ausländische In-
vestoren – oder solche, die sich über die Strukturierung 
ihrer Investitionen zu solchen »aufschwingen« (siehe 
oben) – haben die Möglichkeit, in politischen Debatten 
um Regulierungen mit einer teuren Investor-Staat-Klage 
in einem nur ihnen zugänglichen parallelen Rechtssys-
tem zu drohen, in dem Staaten regelmäßig zu hohen 
Kompensationszahlungen verurteilt werden. Gegenüber 
anderen gesellschaftlichen Gruppen – Gewerkschaften, 
heimischen Unternehmen, Bürger_innen-Initiativen – 
gibt ihnen das viel Macht, politische Entscheidungen in 
ihrem Interesse zu beeinflussen. Nur sie können sich auf 
den exzessiven Privateigentumsschutz im Investitions-
recht berufen, der breiter ist als das, was in den meisten 
nationalen Verfassungen verankert ist, und die Sozial-
pflichtigkeit des Eigentums nicht kennt (siehe u. a. Hoff-
mann 2013). So existiert die »entschädigungspflichtige 
De-facto-Enteignung« im deutschen Grundgesetz nicht 
(Dederer 2012), während eine indirekte Enteignung laut 
Investitionsrecht immer Entschädigung erfordert – selbst 
wenn sie einen öffentlichen Zweck verfolgt. Erwartete 
zukünftige Gewinne gelten im deutschen Recht auch 
nicht als Teil des schützenswerten Privateigentums, wäh-
rend Investoren in Investor-Staat-Klagen regelmäßig Ent-
schädigung für ihre entgangenen, erwarteten Gewinne 
zugesprochen wird.

Ein weiterer Effekt von Investitionsabkommen ist die 
konstitutionelle Festschreibung des »internationalisier-
ten Wettbewerbsstaats« (Joachim Hirsch), der weniger 
als kontrollierende Instanz ökonomischer Akteure auf-
tritt, als vielmehr die nationalen und regionalen Ebenen 
durch die Harmonisierung von Politiken auf den globa-
len Wettbewerb ausrichtet. Der Rechtswissenschaftler 
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David Schneiderman (2008) hat das am Beispiel zahlrei-
cher Verfassungsänderungen (z. B. in Lateinamerika) un-
tersucht, durch die infolge eines Investitionsabkommens 
Eigentumskonzeptionen, die private Eigentumsrechte 
zum Zwecke gesellschaftlicher Umverteilung durch den 
Staat einschränkten, zugunsten der liberalen Konzep-
tion aus nationalen Verfassungen verdrängt wurden. In 
seiner Funktion als Durchsetzungsinstanz privater Eigen-
tumsrechte wird der Staat damit gestärkt, während ver-
teilungs- und sozialpolitische Kompetenzen beschnitten 
werden.

3. Brüche im Regime des 
internationalen Investitionsrechts

Allerdings sind diese Prozesse nicht widerspruchsfrei. Im 
Gegenteil: Es gibt unübersehbare Brüche im und hef-
tige Kämpfe um das Regime des internationalen Inves-
titionsrechts. Soziale Bewegungen skandalisieren erfolg-
reich einzelne Klagen;14 kritische Wissenschaftler_innen 
brandmarken die Risiken für staatliche Regulierung, öf-
fentliche Haushalte und Demokratie (z. B. Public State-
ment on the International Investment Regime 2010); 
einige Staaten haben sich von Teilen des Regimes ab- 
gewandt und versuchen, Alternativen aufzubauen. 
Selbst unter den Verfechter_innen des Regimes wird  
von einer Legitimationskrise gesprochen, die es zu bear-
beiten gelte (z. B. Waibel et al. 2010).

Vor allem im globalen Süden regt sich Widerstand gegen 
die neoliberale Supra-Verfassung des internationalen In-
vestitionsrechts. Südafrika hat Abkommen mit einigen 
EU-Staaten, darunter Deutschland, aufgekündigt und 
erklärt, dass weitere Verträge aus der Post-Apartheid-
Ära folgen werden, die das Land damals hastig abge-
schlossen hatte, um Investitionen anzuziehen. Indone-
sien leitet gerade ähnliche Schritte ein. Indien erarbeitet 
laut Medienberichten einen Modellvertrag für Investiti-
onsschutz, der sich stark von den Modellen der post-
kolonialen Ära bzw. der 1990er und 2000er Jahre un-
terscheiden soll. Bolivien, Ecuador und Venezuela haben 
einige Investitionsabkommen und die ICSID-Konvention 
über die Einrichtung des gleichnamigen Schiedsgerichts 
bei der Weltbank aufgekündigt. In Ecuador prüft eine 
Kommission, ob die Abkommen des Landes mit nationa-

14. Einen Überblick bietet die Webseite des Network for Justice in Global 
Investment: http://justinvestment.org/.

lem Recht vereinbar sind. Auf einem Treffen der Länder 
des ALBA-Bündnisses (Bolivarianische Allianz für Ame-
rika) im April 2013 wurde ebenfalls eine Überprüfung 
bestehender Verträge beschlossen sowie die Einrichtung 
einer eigenen regionalen Institution zur Lösung von Kon-
flikten mit ausländischen Investoren.

Auch in manchen Industrieländern und internationalen 
Organisationen vollzieht sich ein Paradigmenwechsel. 
Die sozialdemokratische Gillard-Regierung Australiens 
hatte 2011 angekündigt, dass sie in ihren Freihandelsab-
kommen keine Investor-Staat-Klagerechte mehr verhan-
deln werde. Auch die konservative Nachfolgeregierung 
hat jüngst ein Abkommen mit Japan abgeschlossen, 
das die Klagerechte nicht enthält. Und während die 
UNCTAD vor allem in den 1990er Jahren Länder des  
Südens drängte, Investitionsabkommen zu unterzeich-
nen, skizziert sie in jüngeren Publikationen (2012, 2013a) 
Optionen zur Reform gegenwärtiger Investitionspoliti-
ken – von klarer begrenzten Rechten für Investoren bis 
hin zu Investorenpflichten. Neben der UNCTAD (2013b: 
3–4) warnt inzwischen sogar der IWF (2012: 42) davor, 
dass Investitionsabkommen Staaten bei der Bekämpfung 
von Wirtschafts- und Finanzkrisen stark einschränken 
können.

4. Die EU-interne Auseinandersetzung 
um die Zukunft des Investitionsrechts

Inmitten dieses zähen Ringens um das globale Investi-
tionsrecht platzt nun die Debatte um die Investitions-
politik auf europäischer Ebene. Bis zu dem im Dezember 
2009 in Kraft getretenen Vertrag von Lissabon hatte 
die EU keine Kompetenz, Investitionsschutzverträge 
und entsprechende Kapitel in Freihandelsabkommen 
zu verhandeln. Dies oblag allein den EU-Mitgliedstaa-
ten, welche bis heute Weltmeister in diesem Geschäft 
sind: Sie haben rund 1.400 der über 3.200 weltweiten 
Investitionsabkommen abgeschlossen; kein Land hat 
mehr bilaterale Verträge als Deutschland (139, davon 
131 in Kraft).15 Zudem sind Investoren mit Sitz in der 
EU fleißige Kläger: Die meisten der weltweit bekannten 
Investor-Staat-Klagen wurden zwar von Investoren aus 
den USA lanciert (127 Verfahren), darauf folgen aber In-

15. Siehe die Übersicht über die bilateralen Investitionsförderungs- und 
-schutzverträge (IFV) der Bundesrepublik Deutschland: http://www.bmwi.
de/BMWi/Redaktion/PDF/B/bilaterale-investitionsfoerderungs-und-schutz-
vertraege-IFV,property=pdf,bereich=bmwi,sprache=de,rwb=true.pdf.

http://www.bmwi.de/BMWi/Redaktion/PDF/B/bilaterale-investitionsfoerderungs-und-schutzvertraege-IFV,property=pdf,bereich=bmwi,sprache=de,rwb=true.pdf
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vestoren aus den Niederlanden (61 Verfahren), Großbri-
tannien (43 Verfahren) und Deutschland (39 Verfahren) 
(UNCTAD 2014: 8).

Seit 2009 gibt es nun eine Auseinandersetzung darum, 
wie der Investitionsschutz in Zukunft EU-weit gestaltet 
werden sollte. Vorläufiges Ergebnis der Debatte ist eine 
Reihe konzernfreundlicher Leitlinien und Mandate für 
Investitionsschutz-Verhandlungen der EU mit Kanada, 
Indien, den USA, Japan, Marokko, Tunesien, Ägypten, 
Jordanien, China und den ASEAN-Staaten (Brunei, My-
anmar, Kambodscha, Indonesien, Laos, Malaysia, den 
Philippinen, Thailand, Singapur und Vietnam).

Im Kontext der Verhandlungen mit den USA gelang es 
einigen Nichtregierungsorganisationen, das Thema zu 
politisieren und weite Teile der Zivilgesellschaft gegen 
die transnationale Verfassung der Konzerne zu mobilisie-
ren. Dieser Politisierung begegnet die Europäische Kom-
mission (2013) mit einer offensiven PR-Initiative, welche 
die Sorgen der Öffentlichkeit zerstreuen soll und einen 

»Neubeginn« beim Thema Investitionsschutz verspricht. 
Schwammig formulierte Investorenrechte wie die »faire 
und gerechte Behandlung« oder der Schutz vor »indirek-
ter Enteignung« sollen klar definiert, das staatliche »Re-
gulierungsrecht« geschützt und das Streitbeilegungsver-
fahren transparent und unabhängig werden. Klagen wie 
die von Philip Morris gegen Anti-Tabak-Gesetze in Aus-
tralien und Uruguay wären unter den reformierten In-
vestorenrechten nicht mehr möglich, so die Kommission.

Ein genauer Blick auf die Reformvorschläge zeigt, dass 
das nicht stimmt.16 Erstens enthalten die angeblich 
wasserdichten Definitionen der Investorenrechte wei-
terhin viele Schlupflöcher für breite, investorenfreund-
liche Auslegungen durch die Schiedsrichter_innen. So 
wird beispielsweise die Generalklausel der »fairen und 
gerechten Behandlung« sogar noch breiter gefasst, als 
es etwa unter dem NAFTA-Abkommen der Fall ist. Dies 

16. Für eine ausführliche kritische Analyse der Reformvorhaben der Kom-
mission siehe IISD (2014), Krajewski (2014) und Corporate Europe Obser-
vatory (2014: Annex 1 und 2).

Konzerne gegen Anti-Diskriminierung – Foresti u. a. vs. 
Südafrika: 2007 verklagten italienische und luxemburgische In-
vestoren Südafrika auf 350 Mio. US-Dollar Entschädigung, weil 
ein neues Bergbau-Gesetz Elemente zur Anti-Diskriminierung von 
Schwarzen aus dem Black Empowerment Act enthielt. Demnach 
hätten die Investoren Unternehmensanteile an »historisch benach-
teiligte Südafrikaner_innen« verkaufen müssen. Der Fall wurde 
2010 für beendet erklärt, nachdem die Investoren neue Lizenzen 
erhalten hatten, durch die sie weniger Anlagekapital verkaufen 
mussten. (IAPP 2011)

Konzerne gegen Naturschutz – Metalclad vs. Mexico: Die US-
Abfallfirma Metalclad verklagte Mexiko 1997 auf Basis des NAFTA-
Abkommens auf 90 Mio. US-Dollar Schadensersatz. Hintergrund 
war der Ausbau einer Entsorgungsanlage für toxische Abfälle in 
einer mexikanischen Gemeinde. Die Anlage war zwar von der mexi-
kanischen Regierung abgesegnet worden, die Gemeinde hatte je-
doch nachträglich einen Baustopp verhängt und der Bundesstaat 
das Gebiet zur Naturschutzzone erklärt. Metalclad klagte auf Ent-
eignung und erhielt Recht – sowie 16,2 Mio. US-Dollar Entschädi-
gung. (Public Citizen 2014: 22)

Konzerne gegen Politik zur Bekämpfung von Wirtschafts-
krisen – Investoren vs. Argentinien: Insgesamt 41 Mal wurde 
Argentinien wegen Maßnahmen zur Bekämpfung seiner Wirt-
schaftskrise 2001/02 verklagt, darunter die Abwertung des Peso, 
Gebühren-Obergrenzen für Wasser, Gas und Strom sowie Maßnah-
men zur Umschuldung. Bis Januar 2014 wurde das Land zur Zah-
lung von insgesamt 980 Mio. US-Dollar an Entschädigungen verur-
teilt. Allein die Kosten für die Verteidigung in einer noch laufenden  
Klage betragen 12,4 Mio. US-Dollar. (Corporate Europe Observa-
tory /Transnational Institute 2014: 12)

Konzerne gegen Umwelt- und Gesundheitsschutz – Ethyl 
vs. Kanada: Als das kanadische Parlament 1997 aus Gründen des 
Umwelt- und Gesundheitsschutzes den Import und Transport eines 
giftigen Benzinzusatzes verbot, klagte der US-Produzent Ethyl unter 
Verweis auf das NAFTA-Abkommen auf 201 Mio. US-Dollar Ent-
schädigung. Kanada stimmte in einem Vergleich der Zahlung von 
13 Mio. US-Dollar zu und zog die Handelsbeschränkungen zurück. 
(Public Citizen 2014: 11)

Konzerne gegen Umweltschutz – Vattenfall vs. Deutschland (I): 
In dem 2009 eingeleiteten Verfahren über 1,4 Mrd. Euro auf Basis 
des Energiecharta-Vertrags ging es um das klimapolitisch umstrit-
tene Kohlekraftwerk im Hamburger Stadtteil Moorburg. Vattenfall 
waren die Auflagen zur Entnahme von Kühlwasser aus der Elbe zu 
streng. Das Verfahren wurde 2011 durch einvernehmliche Einigung 
beigelegt, nachdem die Umweltauflagen für Moorburg gelockert 
worden waren. Der innerdeutsche Rechtsstreit um das Kraftwerk 
dauert an. (Bernasconi-Osterwalder / Hoffmann 2012)

Konzerne gegen nationale Gerichte – Deutsche Bank vs. Sri 
Lanka: Im Oktober 2012 verurteilte ein Schiedsgericht Sri Lanka 
zur Zahlung von 60 Mio. US-Dollar Entschädigung plus Zinsen und 
8 Mio. US-Dollar Rechtskosten an die Deutsche Bank wegen Ver-
letzung des Investitionsabkommens zwischen Deutschland und Sri 
Lanka. Das höchste Gericht des Landes hatte wegen Korruptions-
vorwürfen angeordnet, Zahlungen an die Bank auszusetzen, die 
laut einem Hedging-Abkommen mit der staatlichen Ölgesellschaft 
fällig gewesen wären. Die Entscheidung macht in der Finanzwelt 
Lust auf mehr, da sie ein Finanzmarktinstrument als schützenswerte 
Investition anerkennt – auch ohne dass damit eine physische Un-
ternehmenstätigkeit der Deutschen Bank in Sri Lanka einherging. 
(King & Spalding 2013)

 

Box 2: Beispiele für entschiedene bzw. eingestellte Investor-Staat-Klagen
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ist brandgefährlich, denn diese Gummiklausel hat sich 
zu einer Allzweckwaffe für Investoren entwickelt, mit 
der bereits heute die meisten Klagen gewonnen wer-
den (Bernasconi-Osterwalder / Liu 2013). Die Kommis- 
sion möchte den Standard nun dahingehend ausweiten, 
dass er ausdrücklich die »legitimen Erwartungen« eines 
Investors schützt. Könnten Steuererhöhungen die »legi-
timen« Erwartungen eines Investors enttäuschen, wenn 
vorher niedrige Steuersätze fette Gewinne versprochen 
haben? Könnte ein Fracking-Moratorium der fairen und 
gerechten Behandlung eines Gaskonzerns widerspre-
chen, wenn eine Regierung ihm vorher signalisiert hatte, 
die umstrittene Bohrmethode zu unterstützen? Dürfte 
sich das rechtliche und wirtschaftliche Umfeld, in dem 
ein Investor agiert, überhaupt noch ändern? Aufgrund 
der Neigung der Schiedsrichter_innen, derartige Fragen 
zugunsten des Investors zu beantworten, ist die Sorge 
hinsichtlich ihrer Rechtsinterpretationen durchaus ange-
bracht.

Zweitens finden sich viele Vorschläge, die von der Kom-
mission als Innovation angepriesen werden, schon in be-
stehenden Verträgen bzw. werden von Schiedsinstituti-
onen wie dem ICSID angewandt – etwa der angestrebte 
und eher vage Verhaltenskodex für Schiedsrichter_innen 
sowie Regeln, die es ermöglichen, missbräuchliche Kla-
gen ohne Rechtsbasis in einem vereinfachten Verfahren 
abzulehnen. Dass diese Regeln dem florierenden Ge-
schäft der Politikbekämpfung über Investor-Staat-Klagen 
ein Ende setzen werden, ist eher unwahrscheinlich – bis-
her haben sie das auch nicht vermocht.

Drittens wird die »rechtsstaatliche Perversion« (Prantl 
2014) der privaten Schiedsgerichtsbarkeit mit Ausnah-
me der Transparenz der Verfahren von der Kommis- 
sion überhaupt nicht angesprochen: Anhörungen sol-
len zwar in Zukunft öffentlich und Klageschriften sowie 
andere wesentliche Dokumente veröffentlicht werden, 
aber statt Gleichheit vor dem Gesetz gibt es weiterhin 
Sonderrechte und Sondergerichte für Investoren. Ihr 
paralleles Rechtssystem bleibt einseitig, denn Pflichten 
für Investoren – beispielsweise zur Einhaltung von Ar-
beitsrechten – finden sich in den Vorschlägen der Kom-
mission nicht.17 Betroffene dritte Parteien können ihre 
Ansprüche in den Verfahren weiterhin nicht geltend 

17. Ein Investor würde nach den Vorschlägen der Kommission zwar sein 
Recht verwirken, Klagen einzureichen, wenn Investitionen korrupt ge-
tätigt worden sind, allerdings ist dies nicht dasselbe wie eine Pflicht zur 
Korruptionsvermeidung.

machen,18 und es wird weiterhin keine institutionellen 
Garanten für die Unabhängigkeit der Schiedsrichter_in-
nen geben, die auch in Zukunft von den Streitparteien 
ernannt und pro Verfahren bezahlt werden.19 Auch Be-
rufungsverfahren vor unabhängigen Gerichten sind in 
absehbarer Zeit nicht vorgesehen.20

Die Reformvorschläge der Kommission begründen also 
nicht den versprochenen Neubeginn im internationalen 
Investitionsrecht. Vielmehr handelt es sich um marginale 
»Reförmchen«, die das zunehmend umkämpfte globale 
Rechtsfeld relegitimieren sollen, ohne den harten Kern 
der Konzernprivilegien anzurühren. Auch der »refor-
mierte« Investitionsschutz à la Europäische Kommission 
wird ausländischen Investoren weitreichendere Privat-
eigentumsrechte einräumen, als sie zum Beispiel in der 
deutschen Verfassung enthalten sind. Zudem wird ihnen 
mit der privaten Schiedsgerichtsbarkeit weiterhin ein 
exklusives, konzernfreundliches paralleles Rechtssystem 
zur Verfügung stehen, um diese Rechte einzuklagen. 
Auch die zukünftigen EU-Investitionsabkommen wären 
also Teil des neuen Konstitutionalismus, der Regierun-
gen diszipliniert und gegenhegemoniale Akteur_innen 
bzw. Umverteilungsprozesse einschränkt.

Deshalb wundert es nicht, dass nach anfänglicher Skep-
sis auch traditionelle Hardliner in der Frage des Investiti-
onsschutzes die Agenda der Kommission mittragen. Das 
jüngste Positionspapier des Bundesverbands der deut-
schen Industrie (BDI 2014) ist beispielsweise kaum noch 
von den Vorschlägen der EU-Bürokratie zu unterscheiden.

Die zentralen offenen Fragen an die Investitionsschieds-
gerichtsbarkeit beantworten dagegen weder die EU-
Kommission noch ihre Freund_innen vom BDI: Wa-
rum sollten wir Tribunalen aus drei Privatpersonen, die 

18. Nichtregierungsorganisationen oder Gewerkschaften sollen sich 
nach den Plänen der Kommission zwar mit eigenen Stellungnahmen in 
die Verfahren einbringen können (sogenannte amicus curiae-Eingaben), 
allerdings ist dies nicht dasselbe, wie das Recht zu intervenieren und 
selbst Partei zu werden – z. B. bei einer betroffenen Kommune, deren 
Maßnahme in einer Investor-Staat-Klage überprüft wird.

19. Die Kommission kündigt zwar für die Zukunft einen Verhaltenskodex 
für die Schiedsrichter_innen an, jedoch ist ein solcher Kodex nicht zu 
verwechseln mit institutionellen Garanten für richterliche Unabhängig-
keit – wie der Unabsetzbarkeit der Richter_innen, die verhindert, dass die 
Unliebsamen unter ihnen außer Dienst gestellt werden.

20. Die EU-Kommission hat zwar angekündigt, dass sie auf einen Be-
rufungsmechanismus hinarbeiten möchte, allerdings existieren solche 
Absichtsbekundungen in US-Verträgen schon seit Jahren – ohne dass sie 
zu einem solchen Mechanismus geführt hätten. In den Verhandlungen 
haben sich die USA gegenüber der EU auch bereits skeptisch in Bezug 
auf diesen Vorschlag geäußert.
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wesentliche rechtsstaatliche Grundsätze verletzen, die 
Macht geben, an unseren Gerichten vorbei alle Gesetze 
unserer Parlamente, alle Entscheidungen unserer Regie-
rungen und alle Urteile unserer Gerichte zu überprüfen 
und hohe Schadensersatzzahlungen zu verhängen? Und 
warum sollten wir einer einzigen Gruppe in unserer Ge-
sellschaft – ausländischen Investoren – die Macht geben, 
vor diese Tribunale zu ziehen und damit ihre Macht im 
Politikprozess auszuweiten, ohne ihnen auch nur mit ei-
nem Wort Pflichten aufzuerlegen?

5. Was tun?

Die Unterstützung der Reformagenda der Kommission 
durch die Wirtschaftslobby deutet bereits an, dass sie 
eher nicht den Weg in eine sozial gerechte, ökologische 
und demokratische Investitionspolitik weist. Wem dies ein 
Anliegen ist, der sollte sich nicht in den »Reförmchen«-
Vorschlägen verlieren. Die aktuelle Politisierung des The-
mas in der EU bietet dennoch Chancen für einen echten 
Neuanfang in der Investitionspolitik entlang folgender 
Positionen:

n  Zukünftige Investitionsverträge sollten weder die ein-
seitigen Investor-Staat-Klagerechte enthalten noch 
Privateigentumsrechte, die über den Eigentumsschutz 
in nationalen Verfassungen hinausgehen.

n  Darüber hinaus sollten sie verbindliche Pflichten für 
Investoren festschreiben, beispielsweise zur Einhal-
tung von Menschen- und Arbeitsrechten, Umwelt- 
und Klimaschutz und zur Zahlung von Steuern im 
Gaststaat.

n  Bestehende Verträge sollten aufgekündigt bzw. neu 
verhandelt werden, damit sie die staatliche Regulie-
rungsautonomie nicht einschränken und weder im 

Widerspruch zu Menschen- und Arbeitsrechten so-
wie anderen gesellschaftlichen Zielen wie zukunftsfä-
higer Entwicklung stehen noch zentrale rechtsstaatli-
che Prinzipien verletzen.

Schutzlos wären ausländische Investoren dann übrigens 
noch lange nicht. Schon heute stehen Ihnen Instrumente 
zur Verfügung, um sich gegen politische Risiken im Aus-
land zu versichern – von marktbasierten privaten Ver-
sicherungen über öffentliche Versicherungen der Mul-
tilateralen Investitionsgarantie-Agentur (MIGA) bis hin 
zu Verträgen, die einzelne Investoren mit dem Gaststaat 
abschließen können. Auch Joint Ventures mit Unter-
nehmen aus dem Gaststaat oder die Finanzierung über 
Kredite vor Ort ansässiger Banken reduzieren das Risiko 
einer willkürlichen Enteignung durch den Gaststaat er-
heblich.

Die sich aktuell verschärfenden Brüche im globalen In-
vestitionsregime bieten für einen echten Neuanfang in 
der Investitionspolitik viele Anknüpfungspunkte. Auch 
die Geschichte des Widerstands gegen Freihandels- und 
Investitionsabkommen hat gezeigt, dass diese antide-
mokratische neoliberale Zwangsjacken verhindert wer-
den können, wenn es gelingt, die im Geheimen verhan-
delten Texte öffentlich zu machen und zu politisieren. So 
hatte Ende der 1990er Jahre die globalisierungskritische 
Bewegung den weitgehend unbekannten MAI-Vertrag 
ans Licht der Öffentlichkeit gezerrt – ein Investitionsab-
kommen, das im Rahmen der OECD verhandelt worden 
war. Gleich einem Vampir überlebte es nicht lange, so-
bald das Licht einer kritischen öffentlichen Debatte auf-
schien. Im Oktober 1998 ließ Frankreich die Verhandlun-
gen platzen. Emanzipatorische Kräfte in Europa sollten 
alles daran setzen, dass sich dieser Teil der Geschichte in 
der Auseinandersetzung um das TTIP wiederholt – und 
auch bei all den anderen geplanten Konzernverfassun-
gen der EU.
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